
Ausgewählte Beiträge zur
Schweizer Politik

Suchabfrage 24.04.2024

Thema Parteien
Schlagworte Grosse Parteien
Akteure Zürich
Prozesstypen Keine Einschränkung
Datum 01.01.1989 - 01.01.2019

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Impressum

Herausgeber

Année Politique Suisse
Institut für Politikwissenschaft
Universität Bern
Fabrikstrasse 8
CH-3012 Bern
www.anneepolitique.swiss

Beiträge von

Bühlmann, Marc
Rinderknecht, Matthias

Bevorzugte Zitierweise

Bühlmann, Marc; Rinderknecht, Matthias 2024. Ausgewählte Beiträge zur Schweizer
Politik: Parteien, Grosse Parteien, Zürich, 1991 - 2015. Bern: Année Politique Suisse,
Institut für Politikwissenschaft, Universität Bern. www.anneepolitique.swiss, abgerufen
am 24.04.2024.

01.01.89 - 01.01.19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK

http://www.anneepolitique.swiss


Inhaltsverzeichnis

1Parteien, Verbände und Interessengruppen
1Parteien

1Grosse Parteien

01.01.89 - 01.01.19 IANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Abkürzungsverzeichnis

IWF Internationaler Währungsfonds
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
EG Europäische Gemeinschaft

FMI Fonds monétaire International
EEE l'Espace économique européen
CE Communauté européenne

01.01.89 - 01.01.19 IIANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Wie die VOX-Analyse aufzeigte, ist die Wählerschaft der CVP überaltert; mehr als ein
Fünftel der Wählerschaft ist im Rentenalter, der grösste Teil wird durch die Kategorie
der 40-64jährigen gebildet. Obwohl der Anteil der Bauern weiter zurückging, blieb die
CVP eine Partei der ländlichen Gebiete, und das katholische Fundament der Politik
bildet weiterhin ihre unbestrittene Basis. Der Rückgang der CVP-Wählerschaft machte
sich vor allem in den durch populistischen Protest geprägten Kantonen Tessin, Aargau,
Zürich, St. Gallen und Solothurn bemerkbar.

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 22.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Wahlkampf wurde die Asylpolitik zum Hauptthema; vor allem die Zürcher
Kantonalpartei prägte auf nationaler Ebene das Bild der Partei in der Öffentlichkeit.
Dabei hatte die Petition der zürcherischen SVP, welche vom Bundesrat dringliche
Massnahmen gegen den Zustrom von Asylbewerbern verlangte, einen wesentlichen
Anteil. Die Ankündigung der Zürcher SVP, eine eidgenössische Volksinitiative gegen die
illegale Einwanderung zu lancieren, stiess bei anderen Kantonalparteien auf
Unverständnis. Im November gab der SVP-Zentralvorstand bekannt, dass er anfangs
1992 den Entwurf für eine moderatere, für alle Kantonalsektionen akzeptable
Volksinitiative vorlegen werde. Der innere Zusammenhalt der Partei litt aber im
Berichtsjahr zunehmend in verschiedenen Bereichen; die sich seit längerer Zeit
abzeichnenden Divergenzen zwischen der ca. 32 000 Mitglieder zählenden bernischen
Kantonalpartei und jener Zürichs, die im übrigen bei den kantonalen Wahlen sechs
Sitze und knapp vier Wählerprozente zulegen konnte und auch bei den
Nationalratswahlen mit zwei Sitzgewinnen sehr erfolgreich war, offenbarten sich
namentlich in der Beurteilung der bundesrätlichen Europapolitik. Während der
zürcherische Flügel sich sowohl gegen den EWR als auch gegen einen EG-Beitritt stark
machte, zeigte die Berner Kantonalpartei eine offenere Haltung. Auch die Junge SVP
stellte sich gegen die Zürcher Sektion, indem sie sich grundsätzlich positiv zu einem
EWR-Vertrag aussprach und den Beitritt der Schweiz zum IWF unterstützte. 1

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die SP des Kantons Zürich, die mit Christine Goll und Andreas Gross (beide seit 1991)
und Anita Thanei (seit 1995) drei der dienstältesten Parlamentarierinnen nach Bern
schickt, beschloss Ende November, ihren Delegierten mehr Mitbestimmungsrecht bei
der Bestellung der Nationalratsliste zu geben. Künftig sollen diese den Kandidierenden
die Listenplätze zuweisen. Zudem sollen National- und Ständeräte mit mehr als zwölf
Amtsjahren nur dann wieder zur Wahl aufgestellt werden, wenn sie eine
Zweidrittelmehrheit erhalten. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.12.2010
MARC BÜHLMANN

Anfang Oktober 2015 präsentierte die CVP ein bereits im Juli erstelltes Positionspapier
zur Sicherheitspolitik. Konkret ging es der Familienpartei um die Bekämpfung
häuslicher Gewalt. Opfer häuslicher Gewalt müssten besser über ihre Rechte und
Möglichkeiten informiert und eng von Opferhilfestellen sowie Strafverfolgungsbehörden
begleitet werden. Dadurch soll rasch festgestellt werden können, ob sie vom Täter
unter Druck gesetzt werden. Weiter forderte die CVP, dass die Einstellung eines
Verfahrens nur bei Ersttätern möglich ist. Wiederholungstäter dürften keine Schonung
erwarten. Verlangt wurde auch die Einführung von kantonalen Gewaltschutzgesetzen,
wie sie etwa der Kanton Zürich kennt. Zudem müssten Ärzte im Verdachtsfall immer
nachfragen, ob Misshandlung vorliegt; dies werde in der Praxis nicht selten
vernachlässigt. 3

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 07.10.2015
MARC BÜHLMANN

1) BZ vom 20.7.91; BZ vom 4.6.91; BaZ vom 23.11.91; BüZ vom 19.12.91; L'Hebdo vom 6.6.91 und 12.9.91; LNN vom 27.7.91 und
4.11.91; NZZ vom 5.11.91 und 19.6.91; Presse vom 11.10.91; SGT vom 13.7.91; SVP-Pressedienst vom 16.9.91, 29.10.91 und 11.11.91;
TA vom 9.8.90 und 21.11.91
2) NZZ, 30.11. und 1.12.10.
3) Medienmitteilung CVP vom 8.10.2015; Positionspapier Sicherheit CVP vom 30.07.2015
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